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1. Instanz

Aktenzeichen S 31 RA 396/01
Datum 03.05.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 RA 121/02
Datum 05.08.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 3. Mai 2002
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten. III.
Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist ein Anspruch auf hÃ¶here Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit bei Entfall der ab 01.01.2001 vorgenommenen Anrechnung von
Einkommen auf die Rente streitig.

Der im Jahre 1961 geborene KlÃ¤ger, ein Bauzeichner (Ausbildung 1977 bis 1980)
und staatlich geprÃ¼fter Bautechniker ab 01.07.1989, leidet infolge einer
Kompressionsfraktur des fÃ¼nften und sechsten BrustwirbelkÃ¶rpers wegen eines
"privaten" Motorradunfalles im Mai 1991 an einer inkompletten
QuerschnittslÃ¤hmung ab dem BrustwirbelkÃ¶rper 6 mit partieller Blasen- und
MastdarmlÃ¤hmung sowie EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit wegen spastischer
Paresen der HÃ¼ft- und Beinmuskulatur und des Rumpfes. Nach stufenweiser
Eingliederung am frÃ¼heren Arbeitsplatz unter Aussparung des AuÃ�endienstes
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arbeitet er als Bautechniker 5 und spÃ¤ter 5,5 Stunden, nach Ã¤rztlicher Auffassung
nahezu an der Grenze seiner LeistungsfÃ¤higkeit.

Mit Bescheid vom 13.06.1995 gewÃ¤hrte ihm die Beklagte Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit in HÃ¶he von 1.466,13 DM bei einem Versicherungsfall vom
19.05.1991, und zwar wegen vorausgehenden Bezugs anderer Sozialleistungen erst
ab 30.11.1994. Die Rente wurde mit Bescheid vom 07.05.1996 neu berechnet,
wobei sich eine Ã�berzahlung ergab (RentenhÃ¶he ab 01.07.1996 nunmehr
1.368,34 DM).

Anfang des Jahres 1997 fragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten wegen Anrechnung
eines Hinzuverdienstes auf die BerufsunfÃ¤higkeitsrente an, weil ihm ein
diesbezÃ¼gliches Gesetz bekannt geworden sei, und erhielt zur Auskunft, dass die
GesetzesÃ¤nderung wegen der Hinzuverdienstgrenzen bei BerufsunfÃ¤higkeit- und
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrenten erst LeistungsfÃ¤lle ab dem 01.01.1996 betrÃ¤fe. Mit
Schreiben vom 03.07.2000 fragte der KlÃ¤ger erneut wegen Verabschiedung eines
neuen Gesetzes an und erhielt mit Schreiben vom 31.07.2000 eine Darstellung der
fÃ¼r ihn ab 01.01.2001 geltenden Hinzuverdienstgrenzen bei Renten wegen
BerufsunfÃ¤higkeit.

Auf Anfrage der Beklagten wegen Ã�berprÃ¼fung der neuen Rechtslage gab der
KlÃ¤ger im Oktober 2000 sein voraussichtliches monatliches Einkommen ab
01.01.2001 mit 4.234,00 DM brutto an.

Mit streitgegenstÃ¤ndlichem Ã�nderungsbescheid vom 10.11.2000 gewÃ¤hrte die
Beklagte dem KlÃ¤ger ab 01.01.2001 nurmehr zwei Drittel der
BerufsunfÃ¤higkeitsrente (1.027,10 DM brutto bzw. 950,58 DM netto) und legte die
Rentenberechnung dar (2/3 der bisherigen Entgeltpunkte von 47,5683 = 31,7122
Entgeltpunkte). Weiterhin wurde die Berechnung der Hinzuverdienstgrenzen
erklÃ¤rt mit dem Betrag, der sich durch VervielfÃ¤ltigung der Entgeltpunkte des
letzten Kalenderjahres vor Eintritt der BerufsunfÃ¤higkeit (1,3512 Entgeltpunkte im
Falle des KlÃ¤gers) mit einem Vielfachen des aktuellen Rentenwerts ergibt
(Multiplikator 52,5 bzw. 70 bzw. 87,5). Die Beklagte fÃ¼hrte aus, dass demnach die
volle BerufsunfÃ¤higkeitsrente bei einem Hinzuverdienst bis 3.446,17 DM (1.762,00
Euro) geleistet werde, zwei Drittel der BerufsunfÃ¤higkeitsrente bei einem Verdienst
bis 4.594,89 DM (2.349,33 Euro) und ein Drittel der Rente bei einem Verdienst bis
5.743,61 DM (2.936,66 Euro). Hingewiesen wurde ferner darauf, dass sich die
Hinzuverdienstgrenzen jeweils zum 1. Juli eines jeden Jahres um den Prozentsatz
verÃ¤nderten, um den sich der jeweilige aktuelle Rentenwert infolge der
Rentenanpassung Ã¤ndere.

Mit dem hiergegen erhobenen Widerspruch legte der KlÃ¤ger seine Beschwerden
und Schmerzen infolge der Schwerbehinderung sowie die anstrengende tÃ¤gliche
Teilzeitarbeit trotz RÃ¼cksichtnahme am Arbeitsplatz dar und sah es als groÃ�e
Ungerechtigkeit an, wenn sein hohes berufliches Engagement mit einer KÃ¼rzung
der BerufsunfÃ¤higkeitsrente bestraft wÃ¼rde. Der Rechtsbehelf wurde mit
Widerspruchsbescheid vom 14.03.2001 zurÃ¼ckgewiesen, weil die gesetzlich
vorgesehene Anrechnung von Einkommen auf die BerufsunfÃ¤higkeitsrente nur
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fÃ¼r die Zeit bis 31.12.2000 nicht gegolten habe fÃ¼r Renten, die vor dem
01.01.1996 begonnen hÃ¤tten. Ab 01.01.2001 sei ein Einkommen auch bei solchen
AltfÃ¤llen zu berÃ¼cksichtigen gewesen. Die Anrechnung entspreche den
gesetzlichen Vorschriften, und die Beklagte kÃ¶nne verfassungsrechtlichen
Bedenken gegen formell gÃ¼ltig zustande gekommene Gesetze von sich aus nicht
Rechnung tragen.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht MÃ¼nchen rÃ¼gte der
KlÃ¤ger eine Verletzung der Art.1, 2, 3 und 14 des Grundgesetzes â�� GG -. Es liege
ein Eingriff in ein Eigentumsrecht des KlÃ¤gers vor. Art.14 Abs.1 Satz 2 GG umfasse
zwar auch die Befugnisse, RentenansprÃ¼che und Rentenanwartschaften zu
beschrÃ¤nken, sofern dies einem Zweck des Gemeinwohls diene und dem
Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit entspreche. Es sei aber nicht darstellbar,
dass es einem Zweck des Gemeinwohls diene, wenn man Rentnern wegen
verminderter LeistungsfÃ¤higkeit das grundrechtlich geschÃ¼tzte Recht am Leben
der Gemeinschaft durch Teilnahme am Berufsleben nehme, indem man ihnen die
Rente kÃ¼rze. Dass dies dem Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit entsprechen
solle, sei eo ipso damit ausgeschlossen. Ein angemessenes VerhÃ¤ltnis des
Rechtseingriffs zu dem mit dem Gesetz verfolgten Zweck sowie ein rechtfertigender
Sachgrund seien nicht ersichtlich. Es sei nicht erkennbar, warum von zu Lasten ihrer
Gesundheit arbeitenden BU-Rentnern das Einkommen angerechnet werden
mÃ¼sse, um das System der sozialen Sicherung und hier insbesondere die vom
Versicherungssystem (das auf Leistung und Gegenleistung beruhe) beherrschte
Rentenversicherung zu retten. Die neue Regelung verfolge nicht den vom
Bundessozialgericht fÃ¼r letztgenannte Fallkonstellation behaupteten, in
Wirklichkeit aber nicht vorhandenen, verfassungsmÃ¤Ã�igen Zweck,
NachteilsÃ¼berkompenstationen (sogenannte Ã�berversorgung) aus der
Summierung teilweise zweckÃ¤hnlicher Versicherungsleistungen aus zwei Zweigen
der Sozialversicherung wegen der Belastung der aktuellen Pflichtbeitragszahler zu
begrenzen. Die KÃ¼rzung der monatlichen ZahlungsansprÃ¼che aus dem Recht
auf Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung stelle sich im wirtschaftlichen
Ergebnis als Bruch der in der Rentenversicherung erteilten Zusage dar, weil kein
sozialrechtlicher relevanter Doppelbezug vorliege. Der KlÃ¤ger werde schlieÃ�lich
auch gegenÃ¼ber Rentnern, die nicht zu Lasten der Gesundheit arbeiteten,
verfassungswidrig ungleich behandelt. Denn wegen des Versicherungsprinzips
(Leistungsanspruch ohne BedarfsprÃ¼fung) stehe allen Rentnern, die berufs- oder
erwerbsunfÃ¤hig seien, ein gleicher Betrag zu. Ob und warum jemand noch arbeiten
wolle, sei kein sachgerechtes Merkmal, das zu RentenkÃ¼rzungen fÃ¼hren kÃ¶nne
und dÃ¼rfe, zumal dies dem Grunde und der HÃ¶he nach schon hinreichend bei der
Unterscheidung zwischen EU-Rente und BU-Rente berÃ¼cksichtigt worden sei. Eine
weitere Belastung von PersÃ¶nlichkeiten, die der Gemeinschaft nicht zur Last fallen
wollten, sei willkÃ¼rlich und nicht sachgerecht. Damit ergebe sich zugleich, dass
auch Art.1 und 2 GG verletzt seien.

Das Sozialgericht wies die Klage mit Urteil vom 03.05.2002 ab. Es legte dar, dass
die "RentenkÃ¼rzung" den Gesetzesvorschriften des Sozialgesetzbuches Teil VI
(SGB VI) entsprÃ¤che und diese Regelungen nicht verfassungwidrig erschienen. Sie
verfolgten den sozialpolitischen Zweck, die Lohnersatzfunktion der
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BerufsunfÃ¤higkeitsrente stÃ¤rker zu betonen, und berÃ¼hrten allenfalls den
Schutzbereich der Eigentumsgarantie des Art.14 GG, weil zum
eigentumsgeschÃ¼tzten Kern nicht eine bestimmte RentenhÃ¶he, sondern lediglich
die wertbestimmenden Faktoren, z.B. die Entgeltpunkte und der Rentenartfaktor,
gehÃ¶rten. Letztere wÃ¼rden aber nicht angetastet, denn sie blieben in voller
HÃ¶he erhalten und flÃ¶ssen auch in voller HÃ¶he in die Berechnung des vollen
Rentenanspruchs ein. Die eigentliche Rentenanwartschaft des KlÃ¤gers werde nicht
angetastet, vielmehr werde lediglich ein Teil der Rente, auf den der KlÃ¤ger an sich
Anspruch hÃ¤tte, wegen Ã�berschreitens der Einkommensgrenze nicht ausbezahlt.
Aber selbst dann, wenn man davon ausgehe, dass der eigentumsgeschÃ¼tzte Kern
der klÃ¤gerischen Anwartschaften berÃ¼hrt werde, so lÃ¤ge jedenfalls eine
zulÃ¤ssige Schrankenbestimmung im Sinne von Art.14 Abs.1 Satz 2 GG vor (BSG
vom 01.03.1998 â�� B 4 RA 49/96 R). Der Gesetzgeber habe mit den in Frage
stehenden Regelungen den nur durch das Ã�bermaÃ�verbot begrenzten Spielraum
ausgeschÃ¶pft, den ihm das Grundgesetz zugestehe. Es bestÃ¼nden
verfassungslegitime EingriffsgrÃ¼nde fÃ¼r die stÃ¤rkere Betonung der
Lohnersatzfunktion der BerufsunfÃ¤higkeitsrente, weil die KÃ¼rzungsregelungen
dazu dienten, die Funktions- und LeistungsfÃ¤higkeit des Systems der gesetzlichen
Rentenversicherung im Interesse aller Versicherten und Rentner zu erhalten, zu
verbessern oder geÃ¤nderten wirtschaftlichen Bedingungen anzupassen. Die
Gesetzesbestimmungen dienten dem Zwecke des Gemeinwohls und entsprÃ¤chen
auch dem Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit. Der durch die
BerufsunfÃ¤higkeitsrente verfolgte Sicherungszweck werde bei berufsunfÃ¤higen
Versicherten, die trotz ihrer BerufsunfÃ¤higkeit und ihres Ã¼berobligatorischen
Einsatzes Einkommen durch ErwerbstÃ¤tigkeit erzielten, auch dann erreicht, wenn
die Rente bei Ã�berschreiten gewisser Hinzuverdienstgrenzen gekÃ¼rzt werde. Der
Einschnitt, den die gesetzlichen Ã�nderungen zu den Hinzuverdienstgrenzen mit
sich brÃ¤chten, sei in Anbetracht der finanziellen Situation der gesetzlichen
Rentenversicherung verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig. Ein VerstoÃ� gegen das
Ã�bermaÃ�verbot sei nicht zu erkennen, dies umso mehr, als das
Bundesverfassungsgericht schon weitergehende Einschnitte in den Bereich der
Berufs- und ErwerbsunfÃ¤higkeiten (EinfÃ¼hrung der versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen im Jahre 1984, durch die eine Vielzahl von Versicherten jeglichen
Anspruch auf Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente verloren hÃ¤tten) als nicht
gegen das Ã�bermaÃ�verbot verstoÃ�en angesehen habe.

Art.3 GG erscheine ebenfalls nicht verletzt. Zum einen verlange der
Gleichbehandlungsgrundsatz (gemeint hier: Ungleiches muss gegebenenfalls auch
ungleich behandelt werden) nicht, dass das Einkommen des KlÃ¤gers, der einer von
ihm an sich nicht zu verlangenden ErwerbstÃ¤tigkeit nachgehe, anders behandelt
werde als das Einkommen eines berufsunfÃ¤higen Versicherten, der eine seiner
gesundheitlichen LeistungsfÃ¤higkeit entsprechende ErwerbstÃ¤tigkeit ausÃ¼be.
Denn AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die KÃ¼rzung der BerufsunfÃ¤higkeitsrente sei
nicht die Frage, ob die berufliche TÃ¤tigkeit zumutbar oder unzumutbar sei; diesem
Aspekt werde bereits dadurch Rechnung getragen, dass der KlÃ¤ger seinen
Anspruch auf BerufsunfÃ¤higkeitsrente nicht verliere, obwohl er in dem Beruf,
dessen AusÃ¼bung ihm in Anbetracht seines Gesundheitszustandes eigentlich nicht
abverlangt werden kÃ¶nne, arbeite. AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die KÃ¼rzung der
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BerufsunfÃ¤higkeitsrente sei vielmehr die Tatsache und die HÃ¶he des
Hinzuverdienstes.

Der Gleichheitssatz sei auch nicht deswegen verletzt, weil eine RentenkÃ¼rzung
nicht stattfinde, wenn ein Behinderter in einer anerkannten BehindertenwerkstÃ¤tte
gegen Entgelt beschÃ¤ftigt sei (Â§ 96 a Abs.1 Nr.2 SGB VI), da der in dieser
Vorschrift geregelte Sachverhalt dem vorliegenden Sachverhalt nicht vergleichbar
sei, weil der KlÃ¤ger auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tÃ¤tig sei. Auch eine
Verletzung des Art.2 Abs.1 GG liege nicht vor, da dem KlÃ¤ger das Recht zur
Teilhabe am Berufsleben durchaus nicht genommen werde.

Mit dem Rechtsmittel der Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein bisheriges Begehren
weiter und begrÃ¼ndet dieses wie bereits in erster Instanz. Die Beklagte wies
darauf hin, dass BerufunfÃ¤higkeit bedeute, dass der RentenempfÃ¤nger durchaus
noch arbeiten kÃ¶nne, wenn auch nicht mit der gleichen Arbeitszeit oder
-qualifikation. Die Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit umfasse zwei Drittel der
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente, die den vollen Lohn ersetzen solle. Es erscheine daher
mehr als angemessen, dass bei einem Entgelt von 4.234,00 DM monatlich eine
Verringerung der Rente erfolge, insbesondere wenn man bedenke, dass neben einer
vollen monatlichen BerufsunfÃ¤higkeitsrente ein Entgelt von 3.446,17 DM ab
01.01.2001 bezogen werden kÃ¶nnte bzw. ab 01.01.2002 ein Engelt von 1.795,73
Euro monatlich. Die Beklagte teilte auf Anfrage des Senats mit, dass bislang keine
weiteren "KÃ¼rzungsbescheide" erteilt worden seien, und legt die FragebÃ¶gen
Ã¼ber die EinkommensprÃ¼fung (Mai 2001), die Auskunft des Arbeitgebers Ã¼ber
den Lohn des KlÃ¤gers von Mai 2000 bis Mai 2001 sowie eine Aufstellung Ã¼ber die
Hinzuverdienstgrenzen und die aktuellen Rentenwerte jÃ¤hrlich seit dem Jahre 2001
vor. Der KlÃ¤ger wiederum Ã¼bersandte dem Senat die gewÃ¼nschte
Einkommensaufstellung, in der von Januar 2001 bis MÃ¤rz 2004 die monatlich
erzielten Entgelte aufgelistet sind.

Der Senat hat den KlÃ¤ger wiederholt auf die Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts, zuletzt auf das Urteil vom 28.04.2004 â�� B 5 RJ 60/03 R â��
zur fehlenden Verfassungswidrigkeit der Anrechnungsvorschriften des SGB VI
hingewiesen; jener hielt die Berufung aufrecht, weil er beabsichtige, mit guten
GrÃ¼nden Verfassungsbeschwerde einzulegen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 03.05.2002 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 10.11.2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
14.03.2001 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, ihm weiterhin volle Rente
ohne Anrechnung des Einkommens zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt im Hinblick auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat lagen zur Entscheidung die Streitakten beider RechtszÃ¼ge sowie die
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zu Beweiszwecken beigezogene Versichertenakte der Beklagten vor. Zur
ErgÃ¤nzung des Tatbestandes, insbesondere hinsichtlich des ausfÃ¼hrlichen
Vortrags des KlÃ¤gers in erster und zweiter Instanz und hinsichtlich der
umfangreichen BegrÃ¼ndungen im angefochtenen sozialgerichtlichen Urteil, wird
hierauf Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143 f., 151 des
Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet.

Auch der Senat ist zu der Ã�berzeugung gelangt, dass die Berechnung der dem
KlÃ¤ger zustehenden Rentenzahlungen fÃ¼r die Zeit ab 01.01.2001
gesetzesentsprechend erfolgt ist und der behauptete VerstoÃ� der
Berechnungsvorschriften des SGB VI gegen Artikel des Grundgesetzes nicht
Ã¼berzeugend erscheint.

1. Die von der Beklagten erteilten und streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide sind nicht
wegen AnhÃ¶rungsmangels rechtswidrig. Es muss nicht mehr darauf abgestellt
werden, dass der KlÃ¤ger vor dem 01.01.2001 bzw. vor Erteilung der
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide bereits Kenntnis von der durchzufÃ¼hrenden
Anrechnung seines Einkommens hatte. GemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs.2 Nr.3 SGB X kann von
der AnhÃ¶rung abgesehen werden, wenn von den tatsÃ¤chlichen Angaben eines
Beteiligten, die dieser in einem Antrag oder in einer ErklÃ¤rung gemacht hat, nicht
zu seinen Ungunsten abgewichen werden soll (so Urteil des BSG vom 06.03.2003
â�� B 4 RA 35/02 R in SozR 4-2600 Â§ 313 Nr.1 gerade in Bezug auf die Anrechnung
von Einkommen auf die BerufsunfÃ¤higkeitsrente). Diese Ausnahmevorschrift greift
hier ein.

2. Die Beklagte hatte die Anrechnung entsprechend den Vorschriften des SGB VI
korrekt durchgefÃ¼hrt. In den Jahren von 1996 bis 2000 bestimmte Â§ 43 Abs.5
SGB VI alte Fassung (a.F.), dass Renten wegen BerufsunfÃ¤higkeit abhÃ¤ngig vom
erzielten Hinzuverdienst in voller HÃ¶he, in HÃ¶he von zwei Drittel oder in HÃ¶he
von einem Drittel geleistet werden. Das NÃ¤here hierzu ergab sich aus Â§ 96 a
Abs.2 Nr.2 SGB VI a.F.; Â§ 302 b SGB VI a.F. ordnete an, dass fÃ¼r Versicherte,
deren Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit vor dem 01.01.1996
begonnen hat, fÃ¼r diese Rente die Hinzuverdienstgrenze nach Â§ 96 a SGB VI bis
zum 31.12.2000 nicht gelte. Â§ 313 Abs.1 SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden
Fassung ordnet die Anwendung der KÃ¼rzungsregelungen auch an fÃ¼r die ab
01.01.2001 anstelle der bisherigen Renten wegen Erwerbs- und BerufsunfÃ¤higkeit
eingefÃ¼hrten Renten wegen Erwerbsminderung. Abs.2 und Abs.7 legen die
Hinzuverdienstgrenze fest und bestimmen ausdrÃ¼cklich, dass diese nur nicht fÃ¼r
RentenaltfÃ¤lle bis zum Dezember 2000 anwendbar seien. Die alte wie auch die
neue Regelung beziehen sich nicht auf das Renten-stammrecht und beinhalten
keinen Aufrechnungseinwand, sondern sind als einzelanspruchsvernichtender
Ã�bersicherungseinwand ausgestaltet, der das Stammrecht unberÃ¼hrt lÃ¤Ã�t. Die
Feststellung des Ã�berschreitens einer bestimmten Hinzuverdienstgrenze bei einer
Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit setzt eine monatliche GegenÃ¼berstellung des
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fÃ¼r den jeweiligen Monat erzielten Hinzuverdienstes mit dem in Â§ 313 Abs.3 Nr.2
SGB VI ausgestalteten drei Gruppen von individuellen Hinzuverdienstgrenzen fÃ¼r
den Bezug der vollen Rente, der 2/3-Rente und der 1/3-Rente voraus, wobei das
zweimalige Ã�berschreiten der Verdienstgrenze im Laufe eines Kalenderjahres
auÃ�er Betracht bleibt.

Der KlÃ¤ger hat von Januar 2001 bis MÃ¤rz 2004 und weiter ein monatliches
Arbeitsentgelt zwischen 2.164,86 Euro und 2.339,20 Euro erzielt, wenn die Entgelte
im Mai und November eines jeden Kalenderjahres (4.422,21 Euro bis 4.574,20 Euro)
auÃ�er Betracht bleiben. Damit wird die Grenze von 1.762,00 Euro, 1.795,73 Euro,
1.795,93 Euro, 1.834,46 Euro, 1.834,46 Euro und 1.853,61 Euro der vom
01.01.2001 bis 30.06.2004 geltenden Hinzuverdienstgrenzen Ã¼berschritten; dies
trifft weiterhin ab Juli 2004 zu, da die maÃ�gebende Verdienstgrenze von bisher
1.853,61 Euro sich allenfalls unwesentlich erhÃ¶ht und der KlÃ¤ger mit einem
mutmaÃ�lichen Entgelt von 2.339,20 Euro oder mehr sich weit darÃ¼ber bewegt.

Das Einkommen des KlÃ¤gers liegt aber andererseits unter der von 2000 bis 2004
geltenden Verdienstgrenze zwischen 2.349,33 Euro und 2.471,48 Euro, bei deren
Ã�berschreiten die BerufsunfÃ¤higkeitsrente nur mehr zu einem Drittel zur
Auszahlung kÃ¤me. Bei der monatlichen GegenÃ¼berstellung von
Hinzuverdienstgrenze und Arbeitsentgelt ergibt sich, dass die
BerufsunfÃ¤higkeitsrente zu zwei Drittel auszuzahlen gewesen ist, das heiÃ�t, um
ein Drittel gekÃ¼rzt werden musste. Die Berechnung der Beklagten ist, dies gilt
auch fÃ¼r die Bestimmung der Hinzuverdienstgrenze durch Multiplikation der
Entgeltpunkte von 1,3512 mit dem 52,5-fachen bzw. 70-fachen des maÃ�gebenden
aktuellen Rentenwerts, richtig.

3. Der Senat ist von der Verfassungswidrigkeit der Anrechnungsvorschriften des
SGB VI nicht Ã¼berzeugt.

Hinsichtlich des Grundrechts auf Eigentum liegt eine zulÃ¤ssige Bestimmung des
Inhalts und der Schranken des Eigentums fÃ¼r Berechtigte vor, die einen
Hinzuverdienst Ã¼ber den festgelegten Grenzen erzielen; deren Rechtsposition
wurde umgestaltet.

Schrankenbestimmungen mÃ¼ssen stets verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig sein, und der Eingriff
in individuell entstandene Rechte und Anwartschaften muss im angemessenen
VerhÃ¤ltnis zu dem mit dem vom Gesetz verfolgten verfassungsmÃ¤Ã�igen Zweck
stehen; darÃ¼ber hinaus bedarf es auch eines Sachgrundes, der Art und AusmaÃ�
der Abweichung von der Normalregelung rechtfertigt. Diesen Anforderungen wird
die GesetzesÃ¤nderung im SGB VI hinsichtlich der BerufsunfÃ¤higkeitsrenten
gerecht. Der sogenannte "Ã�bersicherungseinwand" ist dazu bestimmt, die Funktion
des Ersatzes von versichertem Erwerbseinkommen der Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit zu stÃ¤rken; es soll verhindert werden, dass durch Rente und
Hinzuverdienst aus einer BeschÃ¤ftigung oder ErwerbstÃ¤tigkeit ein (weitaus)
hÃ¶heres Gesamteinkommen erzielt werden kann als vor dem Eintritt des
Versicherungsfalls bzw. des Leistungsfalles versichert war.
Versicherungsgegenstand war der beitragspflichtige Arbeitsverdienst (mit einer
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Rentenabsicherung im Bezug auf BerufsunfÃ¤higkeit zu zwei Drittel der Vollrente),
und lediglich bei Verlust oder Minderung ist ein Ausgleich zu erbringen. Soweit eine
Ã�bersicherung nach altem Recht bestand, war der Gesetzeszweck verfehlt, und
lediglich bei Verlust oder Minderung war ein Ausgleich zu erbringen. Der
Gesetzeszweck war verfehlt, und eine Korrektur erscheint sachlich gerechtfertigt.

Eine Ã�bersicherung kann erst dann vorliegen, wenn der Versicherte wesentlich
mehr als bei Vollversicherung (3/3-Rente wie bei Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
oder Altersrente) hinzuverdient, also um mehr als ein Drittel in den RentenfÃ¤llen
bis zum Jahre 2000 (um mehr als die HÃ¤lfte bei RentenneuzugÃ¤ngen ab dem
Jahre 2000). Gemessen an diesem Sicherungsziel hat der Gesetzgeber mit den
Hinzuverdienstgrenzen bei Renten wegen BerufsunfÃ¤higkeit eine die
Rentenbezieher keinesfalls Ã¼bermÃ¤Ã�ig belastende Regelung getroffen. Obwohl
nach den gesetzlichen Vorgaben von Anfang an dem Anspruch auf
BerufsunfÃ¤higkeitsrente stets die Hinnahme eines zumutbaren Mindereinkommens
immanent war, tritt eine "KÃ¼rzung" der Rente und auch dann nicht sofort der
Wegfall erst dann ein, wenn der Versicherte aus Hinzuverdienst und
BerufsunfÃ¤higkeitsrente ein Einkommen hat, das wesentlich mehr als das
1,5-fache (bei RentenneuzugÃ¤ngen ab dem Jahre 2001 das Doppelte) des vollen
Werts des Rechts auf BerufsunfÃ¤higkeitsrente betrÃ¤gt. Der Gesetzgeber hat
insoweit zu moderaten Grenzen gegriffen, wie sich auch an den Auswirkungen beim
KlÃ¤ger zeigt; so wurde die Rentenzahlung erst dann um ein Drittel auf 1.027,10
DM (im Jahre 2001) gekÃ¼rzt, als der KlÃ¤ger einen Hinzuverdienst von Ã¼ber
3.446,17 DM erzielte. Denn die erste KÃ¼rzungsstufe wird in der Regel erst dann
Ã¼berschritten, wenn die durchschnittliche BerufsunfÃ¤higkeitsrente zusammen
mit dem Hinzuverdienst Ã¼ber dem bisherigen (fiktiv fortgefÃ¼hrten)
Nettoeinkommen vor Eintritt des Versicherungsfalls bzw. Leistungsfalls liegt.

Auch sozialpolitische Ziele wie die Herstellung einer generationenÃ¼bergreifenden
Belastungsgerechtigkeit rechtfertigen nach einer Ã�bergangsfrist die Modifizierung
von Bestandsrenten.

Wenn der Gesetzgeber im Hinblick der desolaten Grundlagen fÃ¼r die Finanzierung
von Renten den "Ã�bersicherungseinwand" als sachgerechten Grund fÃ¼r eine
EinschrÃ¤nkung der Ausgaben im Bereich der BerufsunfÃ¤higkeitsrenten nimmt, ist
dies nicht zu beanstanden. Das Gegenargument des KlÃ¤gers, durch die KÃ¼rzung
seiner BerufsunfÃ¤higkeitsrente werde das Rentenversicherungssystem nicht
gerettet, geht fehl. BerÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssen mehrere "Pakete" von
SparmaÃ�nahmen, mit denen der Gesetzgeber seit Jahren die Rentenversicherung
konsolidieren will und bereits erhebliche, wenn auch noch nicht ausreichende
Einsparungen erzielt hat, nebenbei im Ã�brigen auch durch neue Regelungen
Ã¼ber die Anrechnung von Einkommen im Hinterbliebenenrecht. Wenn bei
SparmaÃ�nahmen insbesondere auf neuralgische oder unstimmige Regelungen
zurÃ¼ckgegriffen wird, bei denen das Rentenversicherungsrecht
"Ã¼berschieÃ�ende Tendenzen" gezeigt hat (vgl. z.B. die ehemaligen
Ã¼berzogenen Leistungsgruppen nach dem Fremdrentengesetz alte Fassung)
und/oder das Sozialleistungsprinzip gegenÃ¼ber dem Beitragsprinzip Ã¼berbetont
wurde (vgl. z.B. die ehemaligen Ausfallzeiten), so ist es nicht zu beanstanden, dass
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eine RÃ¼ckbesinnung auf das Beitragsprinzip und wichtige Grundfragen der
Versicherung (Welches Risiko ist versichert?, Welche Versicherungsleistungen sind
systemimmanent und als Ausgleich eines "Schadens" zu erbringen? Entsprechen die
BeitrÃ¤ge den Leistungen?) erfolgt. MaÃ�gebende Frage ist nicht diejenige, ob eine
einzige, zufÃ¤lligerweise den KlÃ¤ger betreffende MaÃ�nahme die dem bisherigen
Versicherungssystem drohenden Gefahren abwenden oder mindern kann, sondern
ob die Summe aller MaÃ�nahmen hierfÃ¼r geeignet sind, was nach der Berechnung
des gesamten Spareffekts zu bejahen ist; dass bestimmte EinschrÃ¤nkungen der
Renten wegen BerufsunfÃ¤higkeit ebenfalls eine geeignete MaÃ�nahme im Rahmen
der gesamten Regelung darstellen, steht auÃ�er Frage. Der mit der neuen Regelung
fÃ¼r Bestandsrentner wie den KlÃ¤ger verbundene Verlust bzw. sein eigenes
persÃ¶nliches Interesse Ã¼berwiegt demnach nicht die Bedeutung des gesetzlichen
Anliegens fÃ¼r das Wohl der Allgemeinheit.

Auch der vom KlÃ¤ger behauptete, im wirtschaftlichen Ergebnis angeblich erfolgte
Bruch einer in der Rentenversicherung erfolgten Zusage, weil kein sozialrechtlich
relevanter Doppelbezug wie bei Zusammentreffen von Rente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung und Unfallversicherung mit teilweise zweckÃ¤hnlichen
Versicherungsleistungen (NachteilsÃ¼berkompensationen â�� Ã�berversorgung)
vorliege, ist nicht ersichtlich. Der Einwand der "Ã�berversorgung" (teilweise
doppelte "EntschÃ¤digung" allein durch Sozialleistungen) und der
"Ã�bersicherungseinwand" (von dem Versicherungsgedanken nicht abgedecktes,
aber bisher entschÃ¤digtes Risiko) sind tatsÃ¤chlich Gedanken auf zwei
verschiedenen Ebenen, und jeder fÃ¼r sich vermag auf seinem Gebiet eine
LeistungseinschrÃ¤nkung zu begrÃ¼nden. Es gibt keinen allgemeingÃ¼ltigen
Rechtssatz, eine Schrankenbestimmung dÃ¼rfe nur bei Ã�berversorgung erfolgen
und sei ansonsten verboten.

Die "Zusage", dass durch Rentenbeitragszahlung eine "prozentuale Rangstelle" im
Vergleich zu den anderen Beitragszahlern erworben wird, und diese Rangstelle,
ausgedrÃ¼ckt in sogenannten Entgeltpunkten, in Relation zu dem kÃ¼nftigen
Durchschnittsentgelt der Versicherten den solchermaÃ�en bezifferbaren Wert des
Rechts auf kÃ¼nftige Rente ergibt, ist vom Gesetzgeber auch eingehalten worden.
Dieses Recht wird keinesfalls dem Grunde nach beeintrÃ¤chtigt; lediglich die HÃ¶he
der tatsÃ¤chlichen Rentenzahlung kann durchaus bei Hinzutreten besonderer
UmstÃ¤nde gemindert werden, wobei der Wert des Anspruchs erhalten bleibt, wie
sich daran zeigt, dass der Anspruch auf volle Zahlung bei Wegfall dieser besonderen
UmstÃ¤nde ohne weiteres besteht.

Art.3 des Grundgesetzes erscheint ebenfalls nicht verletzt. Alle vorzeitigen Renten
wegen geminderter ErwerbsfÃ¤higkeit sind von Hinzuverdienstgrenzen abhÃ¤ngig;
ausgenommen sind Regelaltersrentner, mit denen sich der KlÃ¤ger nicht
vergleichen kann. Ebenso hinkt der Vergleich mit einem Bezieher von Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, der nicht weiter arbeiten will oder kann, denn die
BerufsunfÃ¤higkeitsrente ist nunmehr auf Hinzuverdienst angelegt und nur dieser
fÃ¼hrt â�� erst bei Ã�berschreitung der Grenzen â�� zu einer BeschrÃ¤nkung (oder
dem Wegfall) des monatlichen Zahlbetrags. Insbesondere eine Ungleichbehandlung
gegenÃ¼ber BerufsunfÃ¤higkeitsrentnern, die nicht zu Lasten der Gesundheit
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arbeiten, ist nicht ersichtlich. Gerade der Tatbestand, ob eine Arbeit zu Lasten der
Gesundheit erfolgt (beim KlÃ¤ger durchaus zweifelhaft) oder unter
auÃ�erordentlichem Kraft- und Energieaufwand (dies dÃ¼rfte beim KlÃ¤ger eher
zutreffen), oder diese UmstÃ¤nde nicht vorliegen, ist kein gesetzliches Kriterium
fÃ¼r die RentenkÃ¼rzung. Es werden alle Bezieher von BerufsunfÃ¤higkeitsrenten
gleich behandelt, wobei bei allen â�� im Ã�brigen ohne die vom KlÃ¤ger erwÃ¤hnte
BedarfsprÃ¼fung â�� gleiche Grenzen durch das Erwerbseinkommen entsprechend
dem versicherten Risiko und dem Sinn und Zweck der Versicherungsleistungen
gesetzt werden.

Eine willkÃ¼rliche Behandlung der Rente des KlÃ¤gers ist nicht ersichtlich. Insoweit
decken sich die SachgrÃ¼nde, die Art und AusmaÃ� der Abweichung von der
Normalregelung und damit eine Schrankenbestimmung im Sinne des Art.14 GG
rechtfertigen, auch mit den verfassungsrechtlichen Anforderungen, welche durch
den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz gestellt werden.

Nachdem die GesetzesÃ¤nderung im SGB VI auch nicht darauf abzielt, das Recht zu
beeintrÃ¤chtigen, am Leben der Gemeinschaft durch Teilnahme am Berufsleben
teilzunehmen, erÃ¼brigt sich bereits deshalb ein nÃ¤heres Eingehen auf Art.12, 1
und 2 GG. Im Ã�brigen ist dem Senat nicht ersichtlich, dass dem KlÃ¤ger durch die
Neuregelung der BerufsunfÃ¤higkeitsrenten der Zugang zum Erwerbsleben
verschlossen oder die BerufsausÃ¼bung erschwert wurde.

Zur weiteren BegrÃ¼ndung wird auf die GrÃ¼nde im angefochtenen Urteil des
Sozialgerichts Bezug genommen (Â§ 153 Abs.2 SGG). Der Senat stÃ¼tzt sich ferner
auf die AusfÃ¼hrungen des Bundessozialgerichts in vier Urteilen (BSG vom
17.12.2002 â�� B 4 RA 23/02 R in SozR 3-2600 Â§ 96a Nr.1, vom 06.03.2003 â�� B
4 RA 8/02 R und B 4 RA 35/02 R sowie vom 28.04.2004 â�� B 5 RJ 60/03 R), die
ausfÃ¼hrlich auf Verfassungsfragen eingegangen sind.

Daher war die Berufung des KlÃ¤gers mit der Kostenfolge aus Â§ 193 SGG
zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
sind nicht ersichtlich. Insbesondere erscheint eine grundsÃ¤tzliche Rechtsfrage
nicht gegeben, nachdem die Argumente des KlÃ¤gers in mehreren
hÃ¶chstrichterlichen Entscheidungen unter Bezug auf die bisherige Rechtsprechung
des BVerfG bereits abgehandelt worden sind.

Erstellt am: 01.12.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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